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Große Anfrage 

der Abgeordneten Müller (Düsseldorf), Frau Fuchs (Köln), Dr. Hauff, Jaunich, Lutz, 
Frau Schmidt (Nürnberg), Urbaniak, Reimann, Antretter, Bachmaier, Frau Blunck, 
Buschfort, Catenhusen, Delorme, Dreßler, Duve, Egert, Fiebig, Gilges, Glombig, 
Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Hauck, Heyenn, Immer (Altenkirchen), Jansen, 
Kiehm, Klrschner, Kißlinger, Dr. Klejdzinski, Lennartz, Frau Dr. Lepsius, Frau Dr. 
Marti ny-Glotz, Menzel, Meininghaus, Müntefering, Peter (Kassel), Schäfer 
(Offenburg), Frau Schmedt (Lengerich), Schreiner, Sielaff, Stahl (Kempen), 

Frau Steinhauer, Wartenberg (Berlin), Weinhofer, Frau Weyel, von der Wiesche, 
Witek, Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Krebsrisiko am Arbeitsplatz 


Wirksame Gesundheitsvorsorge ist vorrangiges Ziel jeder 
Gesundheitspolitik, sie hat einen wirksamen Schutz des Men- 
schen vor Schadstoffen und Belastungen in seiner Umwelt zur 
Voraussetzung. Gesundheitsvorsorge und Umweltschutz stehen 
in wechselseitiger Abhängigkeit. Dies wird besonders deutlich bei 
den Gesundheitsgefahren, die von vielen Arbeitsplätzen aus- 
gehen. 

Neben den Herz-/Kreislaufkrankheiten erweisen sich die mit bös- 
artigen Neubildungen einhergehenden Krankheiten heute als die 
häufigste Todesursache. Geänderte Lebensgewohnheiten der 
Bürgerinnen und Bürger - insbesondere die Zunahme risiko- 
behafteter Verhaltensweisen - können als Erklärung hierfür nicht 
ausreichen. Wichtig ist die ständig gestiegene und noch weiter 
steigende Belastung der menschlichen Gesundheit durch Schad- 
stoffe in Luft, Boden und Wasser, die die Entstehung von Krebs- 
krankheiten begünstigen, fördern oder direkt bewirken. An einer 
Vielzahl von Arbeitsplätzen sind die dort beschäftigten Arbeit- 
nehmer den Einwirkungen krebserzeugender Stoffe ausgesetzt 
oder verrichten Tätigkeiten, die mit dem Risiko, an Krebs zu 
erkranken, behaftet sind. 

Seit Jahren liegen Studien vor, die den Zusammenhang von 
Arbeitsstoffen, beruflicher Tätigkeit und verstärktem Auftreten 
von Krebserkrankungen belegen, wobei oft mehrere Einflußfak- 
toren in der Arbeitswelt für die Krebsentstehung von grundlegen- 
der Bedeutung sind. Bei vielen Stoffen, mit denen man jahrelang 
sorglos umging, werden erst heute krebserzeugende Wirkungen 
entdeckt. 
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Die Mehrzahl der bisher anerkannten krebserzeugenden Arbeits- 
stoffe wurden durch epidemiologische Studien ermittelt und es ist 
anzunehmen, daß in Zukunft von weiteren Stoffen und bei 
bestimmten Tätigkeiten ein Risiko bekannt wird, daß sie krebs- 
erzeugend wirken. 

Ausmaß und Bedeutung der berufsbedingten Krebsrisiken wer- 
den im Vergleich zu den übrigen krebserzeugenden Risiken (etwa 
Rauchen) und im Vergleich zu anderen Gesundheitsrisiken (z. B. 
Arbeitsunfälle) seit einigen Jahren kontrovers diskutiert. Das Pro- 
blem bei Krebskrankheiten besteht darin, daß sie nach dem heu- 
tigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis nicht auf eine Ur- 
sache zurückgeführt werden können, sondern eine Reihe von 
Faktoren (z. B. genetische Disposition, Ernährungsgewohnheiten, 
Rauchen, Alkoholkonsum, Medikamentenverbrauch, psychische 
Faktoren, Exposition gegenüber krebserzeugenden Stoffen oder 
die Krebsentstehung fördernde Arbeitsfaktoren am Arbeitsplatz) 
bei der Krebsentstehung Zusammenwirken. Eine Abgrenzung der 
verschiedenen Faktoren oder der Nachweis potenzierender oder 
synergistischer Wirkungen ist für die Krebsforschung in der Regel 
schwierig. Hinzu kommt, daß bei berufsbedingtem Krebs Exposi- 
tions- und Latenzzeiten zum Teü mehr als zwei Jahrzehnte betra- 
gen, ehe es zu einer Herausbildung des Krankheitsbildes kommt, 
so daß der Beschäftigte möglicherweise erst nach dem Ausschei- 
den aus dem Beruf an Krebs erkrankt. 

Auch dies erschwert das Erkennen der kausalen Zusammen- 
hänge. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Welchen Stellenwert gibt die Bundesregierung der Bekämp- 
fung der vom Arbeitsplatz für die Arbeitnehmer ausgehen- 
den Gefahren, an Krebs zu erkranken? Inwieweit wird das 
Thema Krebsrisiko am Arbeitsplatz in der „Großen Krebs- 
konferenz " behandelt? 

II. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die von 
Arbeitsplätzen und/oder Arbeitsstoffen ausgehenden Krebs- 
gefahren noch nicht in erforderlichem Umfange erforscht 
sind, und wenn ja, durch welche Maßnahmen will sie die 
Forschung intensivieren und die unverzügliche Berücksich- 
tigung der Forschungsergebnisse in der betrieblichen Praxis 
fördern? 

III. Hält die Bundesregierung die ihr zur Verfügung stehende 
Daten- und Informationsbasis über die vom Arbeitsplatz 
ausgehenden Krebsgefahren für ausreichend, wenn nein, 
welche zusätzlichen Daten und Informationsmöghchkeiten 
hält sie für erforderlich? 

IV. Krebserzeugende Arbeitsstoffe 

1. Wieviel Arbeitsstoffe sind nach derzeitigem Stand als 
krebserzeugend anerkannt, wie werden sie nach ihrem 
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Gefährdungspotentlai eingeordnet, und wie viele 
werden z. Z. untersucht? 

2. Geht die Bundesregierung davon aus, daß sich bei einer 
Reihe von in der Arbeitswelt vorkommenden Stoffen, 
die noch nicht identifiziert und analytisch erfaßt sind, 
karzinogene Eigenschaften ergeben werden, und 
liegen ihr hierzu Schätzungen vor? 

3. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die fortlau- 
fende Erweiterung der Liste von krebserzeugenden 
Arbeitsstoffen hauptsächlich auf die Entdeckung krebs- 
erzeugender Wirkungen von bekannten Altstoffen 
zurückzuführen ist, und zieht die Bundesregierung dar- 
aus die Konsequenz, die bisher noch nicht erfaßten 
Arbeitsstoffe beschleunigt und systematisch zu unter- 
suchen und hinsichtlich eines möglichen Krebsrisikos 
zu definieren? 

4. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 

— über die Anzahl der Arbeitnehmer, die Umgang mit 
krebserzeugenden Arbeitsstoffen der Gruppe A 1, 
A 2 und B haben, und 

— über die Anzahl der Betriebe, in denen Arbeit- 
nehmer der Einwirkung karzinogener Stoffe in 
besonderem Maße ausgesetzt sind, 

vor, und wenn ja, kann sie diese qualifizieren? 

5. Kann die Bundesregierung mitteüen, wie sich die 
Betriebe, in denen Arbeitnehmer der Einwirkung karzi- 
nogener Arbeitsstoffe ausgesetzt sind, auf die einzelnen 
Wirtschaftszweige verteüen? 

6. Wie beurteüt die Bundesregierung den Vorschlag, 
Arbeitsplätze, die mit einem Krebsrisiko behaftet sind, 
unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Belange 
erfassen zu lassen? 

V. Krebsexponierte Arbeitsplätze 

7. Kann die Bundesregierung angeben, in welchem 
Umfang sich die Neuerkrankungsrate von Hautkrebs 
bei Berufsgruppen, die überwiegend oder ausschließ- 
lich im Freien tätig sind (Landwirtschaft, Straßenbau 
etc.), im letzten statistisch erfaßten Jahr gegenüber 1960 
verändert hat? 

8. Durch welche präventiven Maßnahmen kann nach Auf- 
fassung der Bundesregierung die Neuerkrankungsrate 
von Hautkrebs bei diesen Berufsgruppen abgesenkt 
werden? 

9. Kann die Bundesregierung Aufschluß darüber geben, 
wie sich die Krebs-Neuerkrankungsrate bei Ärzten und 
medizinisch-technischen Assistenten, soweit sie regel- 
mäßig an Röntgengeräten tätig sind, in den letzten 


Drucksache 1 0/381 1 


3 



Drucksache 10/3811 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


zwanzig Jahren entwickelt hat, kann sie insbesondere 
mitteilen, ob die Neuerkrankungsrate bei diesen 
Berufsgruppen eindeutig höher als bei der übrigen 
Bevölkerung ist? 

10. Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, ob sich 
bei den an Röntgengeräten tätigen Berufsgruppen 
bestimmte Krebskrankheiten besonders häufig zeigen? 

11. Hält die Bundesregierung eine Novellierung der Rönt- 
genverordnung für notwendig? 

VI. Stand der Berufskrebsforschung und der - Statistik 

12. Welche Daten liegen der Bundesregierung über berufs- 
bedingte Krebserkrankungen und -todesfälle für die 
letzten zehn Jahre in der Bundesrepublik Deutschland 
vor, und wie hoch hegt nach ihrer Schätzung der Anteil 
berufsbedingter Krebsfälle an den Krebserkrankungen 
insgesamt? 

13. Kann sich die Bundesregierung der Auffassung 
anschließen, daß die Anzahl der Krebserkrankungen 
und -todesfälle, die wesentlich auf Arbeitsplatzfaktoren 
zurückzuführen ist, erheblich höher hegt, als die Zahl, 
die anhand der veröffentlichten Daten von Berufsgenos- 
senschaften und Unfallversicherungsträgern ermittelt 
werden kann, 

— weil Krebserkrankungen als Berufskrankheiten nur 
dann erkannt und damit auch als solche erfaßt wer- 
den, wenn ihr Entstehungszusammenhang eindeu- 
tig definiert ist, 

— weil zwischen der Exposition mit einem krebserzeu- 
genden Stoff und dem Auftreten der Krankheit 
Latenzzeiten von mehreren Jahren bis zu Jahrzehn- 
ten hegen, 

— weil die Aufnahme einer Krebserkrankung in die 

Beruf skr ankheitenhste trotz wissenschaf tlicher 

Nachweise häufig mit erhebhcher zeitlicher Ver- 
zögerung erfolgt und 

— weil berufsbedingte Krebserkrankungen oftmals 
erst im Ruhestand des Arbeitnehmers auftreten und 
die behandelnden Ärzte dann keine Berufskrank- 
heitenanzeige vornehmen? 

14. Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß 1982 
die Zahl des erstmals entschädigten asbestbedingten 
Krebsfähe 84 betrug, das Bundesgesundheitsamt aber 
allein die Zahl der durch berufliche Asbestbelastung 
verursachten Krebssterbefälle in der Bundesrepubhk 
Deutschland auf ca. 1 000 Fähe pro Jahr schätzt? 

15. Sind der Bundesregierung ausländische Schätzungen 
über den berufsbedingten Anteil an Krebserkrankun- 
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gen (z. B. Doll und Peto 1981; Epstein und Swartz 1981) 
bekannt, und welche Schlußfolgerungen zieht sie dar- 
aus für die Situation in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

16. Ist der Bundesregierung die Studie der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft zum Berufskrebs in der chemi- 
schen Industrie bekannt, die ausweist, daß etwa 25 % 
aller Krebserkrankungen bei Beschäftigten der chemi- 
schen Industrie berufsbedingt sind? 

17. Hält die Bundesregierung die Morbiditätsstatistik über 
berufsbedingte Krebskrankheiten überhaupt für ver- 
wertbar angesichts der aus internationalen Vergleichs- 
zahlen zu schließenden erheblichen Dunkelziffer in der 
Bundesrepublik Deutschland? Wie beabsichtigt die 
Bundesregierung die Mängel in der Statistik zu be- 
seitigen? 

18. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Erfor- 
schung berufsbedingter Krebserkrankungen im Rah- 
men der Krebsforschung bei, und beabsichtigt sie in der 
Zukunft verstärkt Schwerpunkte zu setzen? 

19. Trifft es zu, daß bei Berufskrebs (im Vergleich zu Krebs- 
erkrankungen durch andere Ursachen) Risikogruppen 
sehr genau eingegrenzt werden können, und welche 
Bedeutung mißt die Bundesregierung für die Erfor- 
schung von Berufskrebs insbesondere regionalen 
Krebsregistern zu? 

20. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der epide- 
miologischen Berufskrebsforschung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Vergleich zum Ausland und ins- 
besondere zu den anglo-amerikanischen Ländern? 

21. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß epide- 
miologische Untersuchungen zur Ermittlung von Krebs- 
risiken nicht ausreichend sind und diese Untersuchun- 
gen durch weitere Maßnahmen ergänzt werden 
müssen? 

VII. Technische Richtkonzentrationen (TRK) 

22. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das 
Verfahren zur Festlegung der TRK-Werte transparenter 
zu gestalten und den. Unterschied deutlich zu machen, 
der zwischen der wissenschaftlichen Abschätzung der 
bei verschiedenen Expositionen bzw. Raumluftkonzen- 
trationen zu erwartenden Risiken einerseits und der 
eigentlichen politischen Entscheidung über die Fest- 
legung eines Grenzwertes, mit dem die Zumutbarkeit 
von Risiken für Arbeitnehmer festgelegt wird, anderer- 
seits liegt? 

23. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß TRK- 
Werte als absolute Obergrenze zu gelten haben, soweit 


5 



Drucksache 10/3811 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


durch sie die zulässige Belastung am Arbeitsplatz fest- 
gelegt wird? 

24. Welche Anstrengungen werden von der Bundesregie- 
rung unternommen, um eine weitere Herabsetzung der 
TRK-Werte und der Strahlendosisgrenzwerte zu errei- 
chen, damit das Gesundheitsrisiko für die Arbeitnehmer 
so niedrig wie möglich gehalten wird? 

25. Trifft es zu, daß Arbeitnehmern, die Asbestfeinstaub 
oder ionisierenden Strahlen ausgesetzt sind, ein unver- 
tretbar hohes Gesundheitsrisiko bei den geltenden 
TRK- Werten zugemutet wird? 


VIII. Prävention 

26. Welches Gewicht kommt nach Auffassung der Bundes- 
regierung der primären Prävention bei berufsbedingten 
Krebskrankheiten zu, erwägt sie ein Verbot krebserzeu- 
gender Stoffe in der Arbeitswelt bzw. eine Pflicht zu 
ihrer Ersetzung durch weniger gefährliche Stoffe? 

27. Weshalb hat die Bundesregierung hinsichtlich einer 
verstärkten Prävention bislang keinen Gebrauch von 
der Altstoffregelung nach dem Chemikaliengesetz 
gemacht? 

28. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß für die 
Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz das kanzerogene 
Potential eines Stoffes ausschlaggebend ist, solange 
keine ausreichenden wissenschaftlichen Erkenntnisse 
über den Wirkungszusammenhang von Krebserkran- 
kungen vorliegen? 

29. Stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, daß 
gezielte Maßnahmen ärztlicher Betreuung, wie Früher- 
kennungsuntersuchungen und Verringerung zusätz- 
licher Belastungen für Risikogruppen wirkungsvoll 
sind? 

30. Hält die Bundesregierung es für erstrebenswert, 
gezielte und spezifische Überwachungsuntersuchun- 
gen durch die Betriebsärzte an allen Arbeitsplätzen mit 
karzinogenem Risiko durchzuführen? 

31. Plant die Bundesregierung gemäß § 19 Abs. 2 Nr. 11 
Chemikaliengesetz eindeutige rechtliche Grundlagen 
zu schaffen, die den Arbeitgeber verpflichten, den 
Betriebsrat ausführlich über das Gefährdungspotential 
der Arbeitsstoffe zu informieren? 


IX. Krebs als Berufskrankheit 

32. Wird die Bundesregierung gemeinsam mit den Bundes- 
verbänden der Krankenkassen bei der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung darauf hinwirken, daß die Kassen- 
ärzte bei Krebserkrankungen, insbesondere bei Krebs- 
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lokalisationen von Lunge und Harnblase sowie bei Leu- 
kämie, eine differenzierte Berufsanamnese erheben? 

33. Ist das derzeitige berufsgenossenschaftliche Anerken- 
nungsverfahren gemäß der Berufskrankheitenliste und 
die derzeitige Entschädigungsmöglichkeit nach § 551 
Abs. 2 RVO bei Krebserkrankungen ausreichend, um 
eine gleichmäßige Rechtsgewährung für alle Versicher- 
ten zu gewährleisten? 

34. Durch welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
die bislang zeitlich erheblich verzögerte Anpassung des 
Berufskrankheitenrechtes an den sich rasch fortentwik- 
kelnden Erkenntnisstand über Krebsentstehung und 
krebserzeugende Arbeitsstoffe verbessern? 


Bonn, den 11. September 1985 

Müller (Düsseldorf) 

Jansen 

Frau Fuchs (Köln) 

Kiehm 

Dr. Hauff 

Kirschner 

Jaunich 

Kißlinger 

Lutz 

Dr. Klejdzinski 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Lennartz 

Urbaniak 

Frau Dr. Lepsius 

Reimann 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Antretter 

Menzel 

Bachmaier 

Meininghaus 

Frau Blunck 

Müntefering 

Buschfort 

Peter (Kassel) 

Catenhusen 

Schäfer (Offenburg) 

Delorme 

Frau Schmedt (Lengerich) 

Dreßler 

Schreiner 

Duve 

Sielaff 

Egert 

Stahl (Kempen) 

Fiebig 

Frau Steinhauer 

Gilges 

Wartenberg (Berlin) 

Glombig 

Weinhofer 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Weyel 

Dr. Hauchler 

von der Wiesche 

Hauck 

Witek 

Heyenn 

Frau Zutt 

Immer (Altenkirchen) 

Dr. Vogel und Fraktion 
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